
 
 

Protokollauszug 
aus der 

22. öffentliche/nichtöffentliche Sitzung des Ausschusses für Finanzen  
vom 05.10.2016 

 
öffentlich 
Top 4.2.7 Schulsozialarbeit an allen öffentlichen Potsdamer Schulen 

16/SVV/0561 
ungeändert beschlossen 

 
 
Herr Tölke – Fachbereichsleitung Kinder, Jugend und Familie bringt die Vorlage ein. 
 
Der Vorsitzende stellt die folgende neue Fassung der Fraktionen SPD, Bündnis 90/Die Grünen, 
CDU/ANW zur Abstimmung: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 
Der Oberbürgermeister wird beauftragt, im Rahmen der Haushaltsaufstellung für 2017 den Aus-
bau der Schulsozialarbeit an öffentlichen Potsdamer Schulen zu forcieren und das Konzept 
Schule-Jugendhilfe weiter umzusetzen. Um das bis 2023 erfolgreich abzuschließen, müssen die 
finanziellen Voraussetzungen geschaffen werden. Der nächste Schritt über die jetzt 15 Stellen 
hinaus soll mit dem Schuljahresbeginn 2017/18 erfolgen, die weiteren müssen in der Mittelfrist-
planung ihren Niederschlag finden.  Zudem ist zu überprüfen, wie das Konzept mit den 
noch zu entwickelnden Schulstandorten abgeglichen werden kann (Räumlichkeiten für 
Schulsozialarbeit). Das kommunale Förderprogramm PLUS soll finanziell untersetzt werden. 
 
Die Stadtverordnetenversammlung ist im Rahmen der Haushaltseinbringung über die Umsetzung 
zu informieren.  
 
 
 
 
Die neue Fassung des Antrags wird einstimmig angenommen. 
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Abstimmungsergebnis: 



Zustimmung: 7 
Ablehnung: 0 
Stimmenthaltung: 0 

 
 


